
Einen weiteren Punkt haben wir in Artikel 5 Absatz 8
aufgenommen: Wir wollen für alle jene Gemeinden,
die bisher keine Satzung haben und jetzt eine Sat-
zung erlassen, ausschließen, dass unter bestimmten
Voraussetzungen eine rückwirkende Beitragserhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen möglich ist. Auch
das ist ein gewisser Schutz des Bürgers vor einer zu-
sätzlichen Belastung, mit der er nicht rechnen konnte.

Auf eines legen wir sehr großen Wert. Das ist auch
von den anderen Rednern so aufgezeigt worden.
Auch für die meisten Bürgermeister und Kommunen
ist dies eine Selbstverständlichkeit; das gestehe ich
zu. In diesen Kommunen werden Bürgerversammlun-
gen abgehalten, es werden Anliegerversammlungen
abgehalten, und dem Bürger wird gesagt: Wir wollen
nächstes Jahr die Straße ausbauen; das kostet ver-
mutlich soundso viel, und auf dich wird voraussichtlich
eine Belastung von x zukommen. Aber es gibt Kom-
munen, die sich weigern, dies zu tun. In solchen Fäl-
len müssen wir, so meine ich, als Gesetzgeber reagie-
ren. Wir fordern deshalb ganz klar eine
Informationspflicht der Kommune und auch die Mög-
lichkeit der Einsicht des betroffenen Anliegers in die
Unterlagen, damit dieser weiß, was auf ihn zukom-
men kann, wie teuer der Ausbau ist und ob der Stan-
dard des Ausbaus, den wir fordern und der nur umge-
legt werden kann, eingehalten wird. All das muss der
Bürger vorher erfahren können.

Ich bin gespannt auf die Gespräche im Innenaus-
schuss. Mich würde es nicht wundern, wenn sich alle
vier Fraktionen doch noch auf eine gemeinsame Lö-
sung einigen könnten; denn wir liegen, so glaube ich,
alle dicht beieinander, und es ist an der Zeit, dass der
Gesetzgeber hier reagiert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Kollege Hanisch. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich
schlage vor, alle Gesetzentwürfe dem Ausschuss für
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport als
federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht
damit Einverständnis? – Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Wir beraten jetzt nur noch einen Tagesordnungspunkt.
Für mehr reicht die Zeit nicht. Die Beratung der bei-
den letzten Tagesordnungspunkte, 5 f und 5 g, müs-
sen wir also auf die nächste Sitzung verschieben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 e auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen
Landesplanungsgesetzes (Drs. 17/8107)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregie-
rung begründet. Dafür erteile ich Herrn Staatssekretär
Füracker das Wort. Bitte sehr.

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium):
Herr Präsident, meine sehr geehrten Kolleginnen und
Kollegen! Die vorgesehene Änderung des Landespla-
nungsgesetzes ist eine sehr technische Sache und
weniger eine politische Angelegenheit, sodass ich
mich kurzfassen kann.

Im Prinzip geht es darum, dass wir in Zukunft die Ver-
fahren bei Aufstellung und Fortschreibung von LEP
und Regionalplänen beschleunigen und vereinfachen
wollen. Dies gilt auch für die Durchführung von Raum-
ordnungsverfahren. Das ist eigentlich ein Entbürokra-
tisierungsgesetz.

Konkret geht es erstens darum, dass wir vieles von
dem, was jetzt in aufwendigen Papierverfahren durch-
geführt wird, in Zukunft digitalisieren wollen. Bisher
war es notwendig, alles per Post zu versenden, beim
LEP alleine 2.500 Adressaten anzuschreiben, und
beim Raumordnungsverfahren ebenso. Das bedeutet
Kosten, Aufwand und Zeit. Deswegen wollen wir künf-
tig alle Beteiligten nur noch auf einen Planentwurf und
auf die Verfahrensunterlagen im Internet hinweisen.
Das Ganze kann auch per E-Mail geschehen. Zudem
können auch die Stellungnahmen zu den jeweiligen
Änderungen per E-Mail abgegeben werden. Das gilt
nunmehr sowohl bei den Öffentlichkeitsbeteiligungen
im Rahmen der Fortschreibung von Raumordnungs-
plänen als auch bei Raumordnungsverfahren.

Zweitens wollen wir durch die Veränderung der Betei-
ligungsnotwendigkeit Endlosschleifen vermeiden. Das
heißt: Nicht mehr jegliche Veränderung bedarf einer
ausführlichen Beteiligung. Beteiligungen sind nur
noch zwingend erforderlich, wenn es darum geht,
neue Beachtenspflichten einzuführen, oder wenn be-
stehende Beachtenspflichten verstärkt werden sollen,
wenn also zum Beispiel nachträglich neue Ziele der
Raumordnung aufgenommen werden oder wenn zum
Beispiel ein Vorranggebiet vergrößert wird.

Im Übrigen liegt in Zukunft die Frage, ob eine erneute
Beteiligung durchgeführt wird, im pflichtgemäßen Er-
messen des Planungsträgers. Man kann also jeder-
zeit eine Anhörung, eine Beteiligung durchführen,
muss es aber nur, wie dargestellt, in bestimmten Di-
mensionen machen. Zum Beispiel liegt es dann im
pflichtgemäßen Ermessen eines Planungsträgers,
wenn Ziele der Raumordnung wegfallen sollen. Wenn
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